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ANMERKUNG  

zur Durchsetzungspraxis in Bezug auf Artikel 8 Absatz 8 der Verordnung (EG) 

Nr. 561/2006  

in Zusammenhang mit dem Verbot regelmäßiger wöchentlicher Ruhezeiten im 

Fahrzeug 

Diese Anmerkung betrifft die Umsetzung und Durchsetzung der Maßnahmen, die es 

Fahrern untersagen, regelmäßige wöchentliche Ruhezeiten gemäß Artikel 8 Absatz 8 der 

Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (1) im Fahrzeug zu verbringen.  

Darin wird der Standpunkt der Kommissionsdienststellen zu dieser Angelegenheit 

dargelegt. Für die Auslegung des Unionsrechts ist ausschließlich der Gerichtshof der 

Europäischen Union zuständig. 

Kontext 

Der Kommission wurde mehrfach mitgeteilt, dass einige nationale Behörden bei 

Straßenkontrollen von den Fahrern Nachweise (z. B. Hotelrechnungen) verlangen, um zu 

belegen, dass sie ihre regelmäßigen wöchentlichen Ruhezeiten in einer angemessenen 

Unterkunft außerhalb des Fahrzeugs verbracht haben.  

Rechtsrahmen 

Artikel 36 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 (2) über Fahrtenschreiber im 

Straßenverkehr enthält eine erschöpfende Liste der Aufzeichnungen, die der Fahrer 

mitzuführen hat und auf Verlangen eines Kontrolleurs vorlegen können muss. Dazu 

gehören: die Schaublätter, die Fahrerkarte, falls er Inhaber einer solchen Karte ist, sowie 

alle handschriftlichen Aufzeichnungen und Ausdrucke (bei analogen Fahrtenschreibern) 

oder alle handschriftlichen Aufzeichnungen und Ausdrucke sowie die Fahrerkarte (bei 

digitalen Fahrtenschreibern) (3).  

                                                 
(1) Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur 

Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der 

Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der 

Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABl. L 102 vom 11.4.2006, S. 1). 

(2) Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 über 

Fahrtenschreiber im Straßenverkehr, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates 

über das Kontrollgerät im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des 

Europäischen Parlaments und des Rates zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im 

Straßenverkehr (ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 1). 

(3) Legt der Fahrer diese Dokumente nicht vor, so kann der Kontrolleur gemäß Artikel 36 Absatz 3 andere 

beweiskräftige Dokumente, die die Nichteinhaltung einer Bestimmung belegen, verlangen. 
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In Artikel 34 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 ist festgelegt, dass die 

Mitgliedstaaten von den Fahrern nicht die Vorlage von Formularen verlangen dürfen, mit 

denen die Tätigkeit der Fahrer, während sie sich nicht im Fahrzeug aufhalten, bescheinigt 

wird. 

Artikel 4 Absatz 6 der Richtlinie 2006/22/EG (4) verpflichtet die Mitgliedstaaten zu 

gegenseitiger Amtshilfe bei der Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften über die Lenk- 

und Ruhezeiten.  

Legt in einem Mitgliedstaat das Ergebnis einer Straßenkontrolle, der der Fahrer 

eines in einem anderen Mitgliedstaat zugelassenen Fahrzeugs unterzogen wird, 

den Verdacht auf Verstöße nahe, die während der Kontrolle nicht nachgewiesen 

werden können, weil die erforderlichen Daten fehlen, so leisten sich die 

zuständigen Behörden der betreffenden Mitgliedstaaten bei der Klärung 

gegenseitig Amtshilfe. 

Erläuterung 

Wie in den von der Kommission veröffentlichten Fragen und Antworten zu den Lenk- 

und Ruhezeiten (5) (Frage 6) erläutert, können Fahrer oder Arbeitgeber wegen eines 

Verstoßes gegen das Verbot, die regelmäßige wöchentliche Ruhezeit (oder eine als 

Ausgleich eingelegte Ruhezeit von mehr als 45 Stunden) im Fahrzeug zu verbringen, mit 

einer Geldbuße belegt werden, wenn die Fahrer zum Zeitpunkt der Kontrolle gerade eine 

solche Ruhezeit im Fahrzeug verbringen. 

Es muss klargestellt werden, dass es den für die Durchsetzung der 

Straßenverkehrsvorschriften zuständigen Stellen im Rahmen der Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben gestattet ist, Fahrer zu befragen, wo sie ihre regelmäßige wöchentliche 

Ruhezeit verbracht haben. Gemäß Artikel 34 Absatz 3 der Verordnung (EU) 

Nr. 165/2014 dürfen die Behörden der Mitgliedstaaten von den Fahrern jedoch nicht die 

Vorlage von Dokumenten verlangen, mit denen die Tätigkeit der Fahrer, während sie 

sich nicht im Fahrzeug aufhalten, bescheinigt wird, um die Einhaltung von Artikel 8 der 

Verordnung (EG) Nr. 561/2006 nachzuweisen. Folglich können die für die Durchsetzung 

der Straßenverkehrsvorschriften zuständigen Stellen den Fahrern keine Geldbußen 

auferlegen, wenn sie diese Dokumente nicht vorzeigen. Im Rahmen von 

Straßenkontrollen muss die Einhaltung der Anforderungen der Verordnung (EG) 

Nr. 561/2006 anhand der in Artikel 36 genannten Dokumente überprüft werden. Dies gilt 

unbeschadet der Tatsache, dass der Fahrer auf freiwilliger Basis andere Dokumente wie 

Hotelrechnungen vorlegt, um die Straßenkontrolle zu erleichtern.  

Gemäß Artikel 36 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 und Anhang I der 

Richtlinie 2006/22/EG müssen die Fahrer auf Verlangen eines ermächtigten 

Kontrolleurs, der Straßenkontrollen durchführt, ihre Fahrerkarte, die Schaublätter für den 

laufenden Tag und die vorangegangenen 28 Tage (6) sowie alle handschriftlichen 

                                                 
(4) Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über 

Mindestbedingungen für die Durchführung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) 

Nr. 3821/85 des Rates über Sozialvorschriften für Tätigkeiten im Kraftverkehr sowie zur Aufhebung 

der Richtlinie 88/599/EWG des Rates (ABl. L 102 vom 11.4.2006, S. 35). 

(5)  https://transport.ec.europa.eu/transport-modes/road/mobility-package-i/driving-rest-times_en  

(6) Ab dem 31. Dezember 2024 wird dieser Zeitraum gemäß Artikel 3 der Verordnung (EU) 2020/1054 

auf die vorangegangenen 56 Tage angehoben. 

https://transport.ec.europa.eu/transport-modes/road/mobility-package-i/driving-rest-times_en
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Aufzeichnungen und Ausdrucke für denselben Zeitraum vorlegen. Diese Daten müssen 

alle Tätigkeiten der Fahrer (z. B. Fahr- und sonstige Tätigkeiten) und Zeiten der 

Inaktivität (z. B. Verfügbarkeit, Pausen und Ruhezeiten) in den vorangegangenen 

28 Tagen abdecken, unabhängig davon, in welchem Mitgliedstaat der Fahrer gearbeitet 

und/oder seine Ruhezeit genommen hat. Dies gilt auch für Kontrollen gemäß Artikel 8 

Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, wonach Fahrer ihre regelmäßige 

wöchentliche Ruhezeit in geeigneten Unterkünften verbringen müssen. Daher hindert die 

Mitgliedstaaten nichts daran, die Einhaltung von Artikel 8 Absatz 8 der Verordnung (EG) 

Nr. 561/2005 in Bezug auf die übrigen in den vorangegangenen Wochen und/oder in 

einem anderen Mitgliedstaat verbrachten Ruhezeiten zu kontrollieren, solange diese 

Ruhezeiten in den Kontrollzeitraum gemäß Artikel 36 Absätze 1 und 2 der Verordnung 

(EU) Nr. 165/2014 fallen.  

In Fällen, in denen die nationalen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten eine mündliche 

Einlassung des Fahrers als gültigen Nachweis für die Feststellung eines Verstoßes gegen 

Artikel 8 Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 anerkennen, hindern weder diese 

Verordnung noch die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 die nationalen Behörden daran, auf 

dieser Grundlage eine Geldbuße zu verhängen.  

Besteht ein Verdacht auf einen Verstoß gegen das Verbot einer regelmäßigen 

wöchentlichen Ruhezeit im Fahrzeug, der jedoch aufgrund fehlender Daten bei der 

Straßenkontrolle nicht festgestellt werden kann, werden die nationalen Behörden 

aufgefordert, von der Möglichkeit der gegenseitigen Amtshilfe gemäß Artikel 4 Absatz 6 

der Richtlinie 2006/22/EG Gebrauch zu machen.  
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